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Vorwort 

Liebe Mitglieder und Freunde der Europa-Union! 

Die ersten Wochen des neuen Jahres 2021 liegen bereits hinter uns. In den 

folgenden Monaten werden wir mit großer Wahrscheinlichkeit noch die Aus-

wirkungen der Pandemie zu spüren bekommen. Das hat natürlich Einfluss auf 

die Realisierung unseres Auftrages zur europäischen politischen Bildung. In der 

einen oder anderen Weise kann uns die verstärkte Durchführung von Online-

Veranstaltungen helfen, den Kontakt zu unseren Mitgliedern und Interessenten 

zu halten, auch wenn wir noch Kinderkrankheiten dieses Formats durch weitere 

Übungen überwinden müssen und wir auch nicht alle Mitglieder erreichen 

werden. Deshalb spielt unser Infoblatt eine nicht zu unterschätzende Rolle bei 

der vielseitigen Anregung zur Beschäftigung mit europäischer Problematik. An 

den Anfang stellen wir Positionen des Landesvorsitzenden Jürgen Lippold zur 

im Mai d. J. beginnenden Zukunftskonferenz der EU vor, an der wir auch in 

gebotener Weise mitarbeiten werden. Wir wollen an zweiter Stelle Hinweisen 

einiger Mitglieder folgen, die sich eine stärkere Betrachtung der vorhandenen 

Krisenerscheinungen in der EU und der Möglichkeiten zu ihrer Überwindung 

wünschen. Ein dritter Schwerpunkt bezieht sich auf ein kurzes Resümee der 

deutschen Ratspräsidentschaft im 2. Halbjahr 2020 und einen Überblick über 

die Vorhaben der portugiesischen Präsidentschaft im 1. Halbjahr 2021. In 

einem vierten Teil versuchen wir, den Ausgang der Brexit-Verhandlungen und 

die daraus entstandenen und lange Zeit innerhalb der EU wirkenden 

Konsequenzen zu interpretieren. Ein fünfter Aspekt der Info besteht in der 

Einfügung verschiedener wissenschaftlicher und literarischer Aussagen, mit 

denen wir sowohl unter historischen als auch aktuellen Aspekten informative 

Denkanstöße für alle Interessenten geben wollen, eine Methode, die sich in 

den „Informationen“ des letzten Jahres durchaus bewährt hat. Schließlich 

machen wir auf inhaltliche Stellungnahmen unseres Bundesverbandes und des 

Landes-verbandes aufmerksam, die sonst vielen Mitgliedern und Interessenten 

nicht unmittelbar bekannt werden. 

Abschließend möchte ich eine Bitte äußern. Wir sind doch alle an einem inter-

essanten Informationsblatt interessiert! Wäre es nicht möglich, dass wir als 

Mitglieder ganz persönlich und natürlich unsere Kreisverbände und ihre 

Vorstände durch eigene Beiträge dazu beitragen können? Lassen Sie uns 

ergebnisorientiert darüber nachdenken! 

Ihr Joachim Gasiecki 
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Ein Wort des Landesvorsitzenden 

 

Zur Zukunft Europas 

Im Januar 2020 hat die Europäische Kommission ihre Ideen für eine 
Konferenz zur Zukunft Europas vorgestellt. Unter breiter Einbeziehung der 
Unionsbürgerinnen und -bürger sollen grundlegende Zukunftsfragen für 
die mittel und langfristige Entwicklung der EU diskutiert werden. Dabei 
sollen die politischen Prioritäten, wie zum Beispiel die Zukunft des 
europäischen Wirtschafts- und Sozialmodells, Nachhaltigkeit und Klima-
schutz, Innovation und Digitalisierung oder die Grundwerte der EU ebenso 
wie institutionelle Fragen und die Weiterentwicklung der europäischen 
Demokratie im Mittelpunkt stehen. Beginnen sollte die Konferenz zum 
Europatag 2000, aber dann kam Corona und die Bekämpfung der 
Pandemie hatte Vorrang. Wir werden uns in der Europa-Union 
gemeinsam mit dem Europäischen Parlament darum kümmern müssen, 
dass dieses Projekt nicht in Vergessenheit gerät und die Konferenz – 
sobald es Corona zulässt – gestartet wird. 

Ich denke, wir sollten nicht so lange warten. Wir könnten uns auf die 
Konferenz vorbereiten, indem wir unsere Mitglieder – insbesondere 
Mandatsträger und Politiker, die Kandidaten für die Landtags- und 
Bundestagswahlen, Europafreunde in den Partnerstädten unserer Kreis-
verbände und weitere Vertreter des öffentlichen Lebens bitten, uns ihre 
Gedanken zur Zukunft Europas mitzuteilen. Wir werden auf diese Weise 
sicher einen bunten Strauß an Vorstellungen und Ideen erhalten, wie 
unsere Europäische Union in zehn, zwanzig oder fünfzig Jahren aussehen 
kann. 

Ich möchte mich zunächst auf drei Problemkreise beschränken. Da wäre 
zum einen die Diskussion um die Finalität des europäischen Einigungs-
prozesses. Wir in der Europa-Union haben in unserem 2012 verab-
schiedeten Düsseldorfer Programm ganz klar formuliert: 

Unser Ziel ist der Europäische Bundesstaat.  

Die Politik, insbesondere der Europäische Rat, hat es bisher versäumt, ein 
solches Ziel festzuschreiben. In der Präambel des Vertrages von Lissabon 
ist zwar vom „Prozess der Schaffung einer immer engeren Union der 
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Völker Europas“ die Rede, aber in welchen Schritten und in welchen 
Zeiträumen eine weitere Vertiefung der Integration erfolgen soll, bleibt 
offen. 

Daraus ergibt sich nach meinem Dafürhalten eine Forderung an die 
Konferenz zur Zukunft Europas: der mit der Gemeinschaftsmethode 
(Methode Monnet) verbundene Verzicht auf die Formulierung eines finalen 
Ergebnisses des Integrationsprozesses muss aufgehoben und durch ein klar 
definiertes Integrationsziel ergänzt werden. 

Ein zweites Problem, das sich zunehmend als Hemmnis bei der weiteren 
Vertiefung der europäischen Integration erweist, ist das immer noch in vielen 
Bereichen angewendete Einstimmigkeitsprinzip. Einstimmigkeit bedeutet im 
Umkehrschluss aber, dass jeder Mitgliedstaat ein Vetorecht besitzt. Dieses 
Veto-Prinzip stammt ja noch aus der Zeit der EWG mit sechs Mitgliedern, und 
es hat damals schon zu Krisen geführt. In der heutigen Zeit kann es gar zur 
Handlungsunfähigkeit der EU führen, wie zum Beispiel bei der Bewältigung der 
Flüchtlingskrise oder bei der Durchsetzung des Rechtsstaatsmechanismus. Die 
Krux bei der Sache ist nur, dass das Einstimmigkeitsprinzip auch nur einstimmig 
beseitigt werden kann. Mittelfristig ginge das nur über eine Änderung der 
Verträge. Allerdings ergibt sich hier die Frage, warum bei Entscheidungen im 
Ministerrat allzu oft (da wo es nach den Verträgen möglich wäre) auf die 
Anwendung des Mehrheitsprinzips verzichtet wird. Eine sich daraus ergebende 
weitere Frage ist, ob diese Praxis nicht sogar vertragswidrig ist. 

Wenn wir also wollen, dass die EU in den Bereichen, in denen ihr die Verträge 
eine Kompetenz zuweisen, handlungsfähig bleibt und effektiver agieren kann, 
dann muss das Mehrheitsentscheidungsprinzip auf weitere Politikbereiche 
ausgedehnt werden. Auch das ist ein Thema, dem sich die geplante Konferenz 
vorrangig widmen sollte. 

Und drittens erhoffe ich mir, dass die Diskussionen im Rahmen der Zukunfts-
konferenz zu mehr Demokratie, Transparenz und Bürgernähe bei den auf 
europäischer Ebene zu treffenden Entscheidungen führen 

 

Jürgen Lippold, Landesvorsitzender 
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Krise in der Europäischen Union? 

Die EU am Scheideweg: 
Ringen um Rechtsstaatlichkeit und Einigkeit 

 
 

 

Wie weiter in der EU? 

Gerade im nun abgelaufenen Jahr 2020 sind die Stimmen größer 
geworden, die sich Sorgen machen um die weitere Entwicklung der 
Europäischen Union. Sowohl bei Mitgliedern als auch bei 
interessier-ten Nichtmitgliedern unseres Verbandes tritt eine 
gewisse Skepsis gegenüber der Zukunft der Gemeinschaft hervor. Es 
entwickeln sich Zweifel an der Verwirklichung des großen Ziels, eine 
demokratische, auf gemeinsamen Werten gegründete 
Friedensunion dauerhaft zu etablieren. Zunehmend wird die Krise in 
der Europäischen Union als ein echtes Gefahrenmoment der 
Gemeinschaftsentwicklung angese-hen. Dabei sind die 
Krisenerscheinungen so vielfältig geworden, dass von 
Wissenschaftlern bereits von einer „Poly-Krise der EU“ gespro-chen 
wird. Wir wollen uns dieser Situation zuwenden, um unseren 
eigenen Blick zu schärfen und deutlicher zu erkennen, inwieweit wir 
Europafreunde reale Möglichkeiten haben, die Zukunftsfähigkeit 
des Europagedankens, dem wir verpflichtet sind, zu sichern. 
Wenden wir uns zunächst einem wissenschaftlichen Beitrag zu, die 
aktuellen Krisenerscheinungen in der EU zu beschreiben:  1  

                                                           
1
 Wir zitieren aus dem Gabler Wirtschaftslexikon – Online-Ausgabe. Stand: 2020. – Stichwort „Krise der 

Europäischen Union“. – Autor: Dr. Carsten Weerth – Lehrbeauftragter an der FOM Hochschule für Ökonomie 
und Management. 
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„Die Krisen umfassen folgende Themen: Euro-Krise, Flüchtlingskrise, EU-
kritische Parteien und Populisten, Brexit, Corona-Krise auf Grund der COVID.19-
Pandemie, inhaltliche Spaltung der EU (Europäische Union der verschiedenen 
Geschwindigkeiten, Kerneuropa), Separatismus in der EU und Abspaltungen 
von Nationalstaaten als eigenständige Nationen und möglich weitere Austritte 
von Mitgliedstaaten bis hin zur Auflösung der EU. 

Die multiplen Krisen der Europäischen Union haben sich zu einer Situation 
verdichtet, in der der Status Quo der europäischen Integration und sogar der 
Fortbestand der EU zunehmend hinterfragt werden. Mit der gemeinsamen 
Währung Euro im Euroraum und den offenen Grenzen im Schengenraum sind 
zwei Kernprojekte gefährdet, die wie keine anderen für das Zusammenwachsen 
der EU stehen. Die Krise der Eurozone hatte sich im Jahr 2015 so weit 
zugespitzt, dass erstmalig der Austritt eines Mitgliedstaats aus der Eurozone 
drohte (Grexit) – und gerade noch abgewendet werden konnte. Dies ändert 
nichts an der Tatsache, dass der gemeinsame Währungsraum ein halbfertiges 
Integrations-projekt ist, über dessen grundlegende Weiterentwicklung die 
Euro-Staaten tief gespalten sind. Der massive Zustrom von Flüchtlingen in die 
EU im Jahr 2015 hat die Defizite des Schengenraums und der 
gemeinsamen Asylpolitik offengelegt. Im Juni 2016 stimmte das britische Volk 
mehrheitlich für den Austritt aus der EU (Brexit). Rechtspopulisten und 
Nationalisten fordern den Austritt ihrer Nationalstaaten aus der EU in 
Deutschland, Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, 
Frankreich, Irland, Kroatien, Malta, den Niederlanden, Polen, Portugal, 
Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien und 
Österreich. Hinsichtlich der Schuldenkrise und Währungskrise steht wiederholt 
das Ausscheiden der betroffenen Euro-Länder Griechenland sowie in der Folge 
Zypern) und Italien zur Debatte. … Im Januar 2020 bricht die Corona-Krise auf 
Grund der weltweiten COVID-19-Pandemie über Europa herein, die zum 
gesellschaftlichen Lockdown, zum Stillstand der Wirtschaft und des 
gesellschaftlichen Lebens führt (Wirtschaftskrise. Zunächst ist die Reaktion 
Abschottung der Mitgliedstaaten, um die Ausbreitung zu verringern. Danach 
reagiert die EU geschlossen und solidarisch.  … Im April 2020 einigen sich die 
Mitgliedstaaten auf Corona-Hilfen (sog. Corona-Rettungsschirm). Jede der 
genannten Krisen wäre für sich bereits eine große Herausforderung für die EU, 
durch ihre Parallelität und ihre Wechselbeziehungen stellen sie aber eine neue 
Qualität der Herausforderung dar.“ 2 Das folgende – ebenfalls im Lexikon 
abgedruckte – Schema zur Krise in der EU lässt eine Reihe von konkreten 

                                                           
2
 Wirtschaftslexikon Gabler, online. 

https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/euro-32657
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/euroraum-33074
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/schengenraum-54384
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/grexit-54283
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/asyl-29755
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/brexit-54217
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/lockdown-122433
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/wirtschaftskrisen-46954
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/corona-hilfen-122631
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charakteristischen Erscheinungen in der EU außer Acht, die in der Gegenwart 
aber eine bedeutende Rolle spielen. 

 

 

 

Wir brauchen sowohl eine Konzentration auf einige Grundbegriffe als auch eine 

Konkretisierung in politisch besonders wichtigen Fragen. Die wichtigsten 

Teilkrisen sind nach meiner Ansicht die folgenden Vorgänge: 
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Migrationskrise, Demokratiekrise, Klimakrise, Coronakrise 

Diese vier Krisen rufen Erscheinungen hervor, die gravierende Folgen für die 

gesamte Gesellschaftsentwicklung haben, wenn sie auch regional 

unterschiedlich ausgeprägt sind: 

 Konjunktur des Populismus, 

Zunahme von Extremismus, 

Werteverlust, Schwächung der Demokratie, 

schleichender Übergang von der Demokratie zur Autokratie, 

Entwicklung von Hass, Hetze und Terrorismus, 

Verringerung der Handlungsfähigkeit der EU-Organe nach innen und außen, 

Verstärkung einer restaurativen Anti-Modernisierung, 

wachsende Defizite einer europäischen Zukunftspolitik, 

Zunahme von Ängsten infolge der Pandemie. 

 

Angesichts solcher Entwicklungen halten es Wissenschaftler verschiedener 

Disziplinen für möglich, dass wir am Beginn eines tiefgreifenden gesellschaft-

lichen Wandels stehen, der als ein Epochenumbruch angesehen werden kann. 

Die Autoren Welzer/Friedmann halten mit Blick auf die zukünftigen Entwicklun-

gen einen solchen – unter Umständen gefährlichen – „Epochenbruch“ für 

möglich und mahnen uns: Das zivilisatorische Projekt der Demokratie und die 

Unantastbarkeit der Menschenwürde sind infrage gestellt.  3  Durch die Corona-

krise treten diese Entwicklungen noch klarer hervor. Sie funktioniert wie ein 

Kontrastmittel, denn sie zeigt, was in unserer Gesellschaft fehlt, was wir 

fahrlässig übersehen, absichtlich ignoriert oder zu lange toleriert haben. Marc 

Saxer von der Friedrich-Ebert-Stiftung hat dazu vor kurzem eine Warnung 

ausge-sprochen: „Die Pandemie könnte die brennende Lunte am Pulverfass 

einer globalen Systemkrise sein.“ Bezogen auf die Europäische Union zeigt sich 

deutlich, dass die Gemeinschaft ein „Defizit an Zukunftspolitik“ und einen 

spürbaren „Reformstau“ aufweist. Dabei spielt das im Moment kaum aufheb-

bare Prinzip der Einstimmigkeit im Europäischen Rat eine besondere Rolle, es 

erweist sich als ein Reformhemmnis und ist aus heutiger Sicht vielleicht sogar 

als ein Konstruktionsfehler der EU anzusehen. 

 
 

                                                           
3
 Harald/Welzer/Michel Friedmann: Zeitenwende. – Der Angriff auf Demokratie und Menschenwürde. – 2020.  
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Bereits zu Beginn der Deutschen Ratspräsidentschaft hatte Bundeskanzlerin 

Angela Merkel den mahnenden Satz vorgetragen: „Wir wissen, dass sich Europa in 

der schwersten Situation sicherlich seiner Geschichte befindet.“  Da stimmt es dann 

hoffnungsvoll, dass bei allen Widersprüchen auch in komplizierten Fragen 

in verschiedenen Einzelfragen positive Ergebnisse erzielt werden können. Ein 

Beispiel dafür ist die am 05. 11. 2020 erreichte Übereinkunft zwischen dem 

Europäischen Parlament und der Deutschen Ratspräsidentschaft, wonach ein 

Prinzip eingeführt wird, mit dem erstmalig die Einhaltung rechtsstaatlicher 

Prinzipien in den Mitgliedsstaaten sanktioniert werden kann. Das ist ein positiver 

Schritt zum Schutz europäischer Werte und zum Erhalt der Handlungsfähigkeit der 

Europäischen Union, selbst wenn die ursprünglich vorgesehene Verknüpfung mit 

dem EU-Haushalt durch einen Kompromiss zurückgenommen wurde.  

Was heißt das für uns als überzeugte Europäer? Eigentlich gibt es nur eine 

Antwort auf diese Frage: Wir dürfen unser Zukunftsprojekt „Europa“ nicht aus den 

Augen verlieren. Wenn wir es wirklich mit einem tiefgreifenden „Epochenbruch“ 

zu tun haben, dann müssen wir in diesen Prozess eingreifen, den Wandel in 

unserer Zeit, die Neugestaltung von Strukturen der Gesellschaft mit unseren 

Vorstellungen aktiv beeinflussen. In einem Zeitungsbeitrag 4 wurde kürzlich die 

europäische Idee beschworen: „Sie ist die einzige Chance für uns alle, in Freiheit 

und Frieden zu leben. Nichts Selbstverständliches.“ Wir dürfen nicht resignieren! 

Auch nicht in der Zeit der Pandemie! Die Autoren haben sicher recht, wenn sie 

feststellen, die Coronakrise sei „eine Lerngeschichte mit offenem Ausgang, die wir 

genau betrachten müssen, wenn wir unsere Gegenwart verstehen wollen, und 

zwar so, dass wir zum Weiterbau am zivilisatorischen Projekt und zur Verteidigung 

von Demokratie und Menschenwürde beitragen können.“ 

Natürlich hat die gegebene Situation Einfluss auf die politische Bildung. Der 

Soziologe Heinz Bude, Universität Kassel, bemerkte dazu im Oktober-Magazin der 

Bundeszentrale für politische Bildung: „Wir befinden uns gerade am Ende der 

Phase des Neoliberalismus, und es ist völlig unklar, in was für eine Phase wir als 

Gesellschaft jetzt eintreten. Das ist nicht nur eine Frage der politischen 

Auseinandersetzung, sondern eine Auseinandersetzung zwischen den Leuten mit 

ihren alltäglichen Fragen, wie eigentlich ein gutes Leben aussieht. … Die 

augenblickliche Situation stellt für die politische Bildung eine wirkliche 

Herausforderung dar, weil wir uns in einer Phase sozialstruktueller, ökono-

mischer, aber auch affektueller Transformation befinden. Auf dieses Befinden … 

muss die politische Bildung reagieren.“  

                                                           
4
 „taz “ vom 30. 09. 2020. 
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Europa und die USA: Gemeinsame Interessen hervorheben, 
gemeinsame Werte verteidigen 

Gemeinsamer Beschluss des Präsidiums der Europa-Union 
Deutschland und des Bundesvorstands der Jungen Europäischen 
Föderalisten Deutschland e.V. vom 19.01.2021 

Die überparteiliche Europa-Union Deutschland und die Jungen Europäischen 
Föderalisten Deutschland stehen mit ihren Zielen in der Tradition 
gemeinsamer, transatlantischer Interessen und Werte, die in der Herrschaft 
des Rechts, den allgemeinen Menschen- und Bürgerrechten sowie besonders 
im europäischen Föderalismus zum Ausdruck kommen. Leider musste in den 
letzten Jahren eine zunehmende Erosion dieser Werte in den USA 
beispielsweise in Form des fehlenden Respekts der Trump-Administration 
gegenüber demokratischen Institutionen aber auch im Hinblick auf 
Rechtsstaatlichkeit und Pressefreiheit zunehmend in Europa beobachtet 
werden. Die künftige transatlantische Zusammenarbeit kann und sollte daher 
unter dem Vorzeichen einer gemeinsamen Rückbesinnung auf besagte Werte 
erfolgen. 

Dieses gemeinsame Grundverständnis ist historisch gewachsen: Die Vereinigten 

Staaten von Amerika hatten maßgeblichen Einfluss auf die Durchsetzung der 

freiheitlichen Demokratie in Europa. Sie unterstützten den europäischen 

Einigungsprozess und die diesem zugrundeliegende deutsch-französische 

Aussöhnung. Sie halfen nach 1989/1990 bei der Stabilisierung der jungen 

Demokratien in Mittel- und Osteuropa. Die USA sind nach wie vor von größter 

Bedeutung für Europa, zum Beispiel für seine Sicherheit. 

Europa muss unabhängig von den USA mehr Verantwortung für seine 

Sicherheit übernehmen und mehr Einfluss in der Welt anstreben, um 

freiheitliche Werte zu verteidigen. Dies schließt jedoch eine verstärkte 

transatlantische Zusammenarbeit nicht aus. Im Gegenteil ist mehr 

Zusammenarbeit bei den drängenden Problemen unserer Zeit wie etwa beim 

Kampf gegen den Klimawandel dringend geboten. 

Seit einigen Jahren schon ist eine Abwendung der USA von Europa feststellbar, 

die sich unter der Präsidentschaft Donald Trumps dramatisch beschleunigt hat 

und die nicht zuletzt durch eine schwere, inneramerikanische Krise weiter 

verschärft wird. Angesichts des Amtsantritts des neuen Präsidenten Joe Biden 

werben wir ausdrücklich für die Erneuerung und Stärkung der transatlantischen 
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Beziehungen. Es ist an der Zeit, dass sich demokratische Kräfte beiderseits des 

Atlantiks konstruktiv begegnen und der gemeinsamen Verantwortung bewusst 

werden. Die Spannungen innerhalb der Gesellschaften bedrohen den demokra-

tischen Zusammenhalt auf beiden Seiten des Atlantiks. Die USA und Europa 

stehen vor der Herausforderung, soziale Spaltungen zu überwinden und 

darüber hinaus einen neuen Konsens über den Wert der Grund- und 

Menschenrechte, von Völkerverständigung und internationaler 

Zusammenarbeit herzustellen. Hierzu müssen auf Grundlage gemeinsamer 

Interessen neue Wege gefunden werden, um wieder miteinander ins Gespräch 

zu kommen und auch diejenigen zurückzugewinnen, die in Europa wie in den 

USA das Vertrauen in die Institutionen verloren haben. 

 

 

 

Niklas Nienaß zum Vorsitzenden der Europa-Union-

Parlamentariergruppe im Europäischen Parlament gewählt 

 

Am 03.02.2021 wählten die 63 Mitglieder der Europa-Union Parlamentarier-

gruppe im Europäischen Parlament einen neuen Vorstand. Der neue 

Vorsitzende, der Abgeordnete Niklas Nienaß, unser Europa-Parlamentarier aus 

MV, kündigte eine enge Zusammenarbeit mit dem Brüsseler Verband der 

Europa-Union sowie mit dem Bundesverband der JEF an. Nienaß (Grüne) zur 

Seite stehen als Stellvertretende Vorsitzende Hildegard Bentele (CDU), Europa-

Union Vizepräsidentin Gabriele Bischoff (SPD), der langjährige Europa-Union 

Landesvorsitzende Bayern Markus Ferber (CSU) und Andreas Glück (FDP). 

Nienaß, der bereits mit dem Vorsitzenden der Parlamentariergruppe im 

Bundestag, Manuel Sarrazin, zu gemeinsamen Initiativen im Austausch ist, hat 

vor allem die Konferenz über die Zukunft Europas und Einbindung von Europa-

Union und JEF fest in den Blick genommen.  
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Nachbemerkungen zur Deutschen Präsidentschaft 
im Europäischen Rat im 2. Halbjahr 2020 

Die turnusmäßige deutsche Ratspräsidentschaft hatte am 01. 07. 2020 ihre 

Aufgaben mit hohen Zielsetzungen übernommen. Doch die Hemmnisse, die 

durch die Corona-Pandemie, in den Mitgliedsländern und in der EU insgesamt 

auftraten, führten dazu, dass es bei den genannten Zielen und vorgesehenen 

Maßnahmen zu ihrer Umsetzung auch Probleme und Schwierigkeiten gab. Alles 

in allem hat die deutsche Ratspräsidentschaft jedoch ein bemerkenswertes 

Ergebnis erreichen können. 

1. Der Rat räumte die Bedenken aus, die im Zusammenhang mit der 

allgemeinen Rechtsstaats-Konditionalitätsregelung stehenden Haushaltsfragen 

– besonders von Ungarn und Polen – aufkamen. Damit wurde der Weg zur 

Annahme des Haushaltspakets der EU – Corona-Hilfsfonds, Mehrjähriger 

Finanzrahmen, Eigenmittelfestlegung – freigemacht und die Ausarbeitung 

eines Europäischen Aufbauplanes beschleunigt werden. 

2. Der Rat bekräftigte die Notwendigkeit, weitere umfassende und europaweite 

Bemühungen zur Eindämmung der Covid-19-Pandemie vorzunehmen. An alle 

Länder wurde der Appell gerichtet, die vorgesehenen Impfungen als 

öffentliches Gut zu betrachten. 

3. Es gelang, den für den Klimawandel notwendigen „Green Deal“ durch 

einheitliche Zielsetzungen zu stärken, um das Ziel einer klimaneutralen EU bis 

2050 zu erreichen. Dazu gehört das Vorhaben, den CO-2 Ausstoß um 55 % bis 

2030 zu senken und insgesamt die Klima- und Energiepolitik zu aktualisieren. 

4.  Zu den Fragen der Sicherheit bekräftigte der Rat die Verurteilung jeder Form 

von Meinungs-, Religions- und Weltanschauungsfreiheit, einschließlich Antise-

mitismus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. 

5. Im Bereich der Außenbeziehungen wurden eine Reihe grundlegender 

Festlegungen für die Gestaltung der außenpolitischen Aktivitäten der EU und 

ihrer Mitgliedsländer für verschiedene Bereich vereinbart. 

Hier soll nur auf eine besonders wichtige Aufgabe hingewiesen werden: 

konkretisiert werden müssen die Anstrengungen für den Beginn der 

„Zukunftskonferenz für Europa“, eine Aufgabe, der sich die folgende 

portugiesische Zukunftskonferenz besonders zuwenden muss. 
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Portugiesische Ratspräsidentschaft 1. Halbjahr 2021 

 

 
 

Zum Programm der portugiesischen Ratspräsidentschaft 
 

Portugal will das europäische Sozialmodell in den Mittelpunkt seines halben 
Jahres an der Spitze des EU-Rates stellen und der Sozialagenda bei einem 
Gipfel, der im Mai in Porto stattfinden wird, neuen Schwung verleihen. Damit 
sollen neue Impulse für die Umsetzung der Europäischen Säule der Sozialen 
Rechte (ESSR) gegeben werden, die 2017 ins Leben gerufen wurde. „Die Rats-
präsidentschaft wird darauf abzielen, die Widerstandsfähigkeit Europas und 
das Vertrauen der Menschen in das europäische Sozialmodell zu stärken, 
indem sie eine Union fördert, die auf den gemeinsamen Werten der Solidarität, 
Konvergenz und Kohäsion basiert.“  

Portugal wird sich demnach auf fünf große Themenbereiche konzentrieren, 
wenn es ab 1. Januar von Deutschland übernimmt: 

„Ein widerstandsfähiges Europa, ein soziales Europa, ein grünes Europa, ein 
digitales Europa und ein globales Europa.“ 

Die portugiesische Regierung möchte Themen wie Geschlechtergleichstellung 
und Antidiskriminierung sowie Maßnahmen zur Bekämpfung von Armut und 
sozialer Ausgrenzung in Angriff nehmen. Man müsse dem Schutz schwächerer 
Gruppen Aufmerksamkeit schenken. Darüber hinaus wird Lissabon eine 
verstärkte Zusammenarbeit der EU-Länder im Gesundheitsbereich fordern, um 
die Reaktionsfähigkeit der Mitgliedstaaten auf Gesundheitsgefahren zu 
erhöhen. 
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“Wir werden weiterhin die strategische Autonomie Europas auf der Grundlage 
einer dynamischen Industriestrategie verteidigen, indem wir die europäischen 
Wertschöpfungsketten fördern und auf die Robustheit der kleinen und 
mittelständische Unternehmen (KMU), die Vertiefung des Binnenmarktes, das 
Engagement für Innovation – zum Beispiel mit Horizon Europe – achten sowie 
sicherstellen, dass der Zugang zum europäischen Markt auf einer fairen und 
gerechten Grundlage und unter Achtung der Werte der Union erfolgt.“ 
 
 

 
 

Ein heikles Thema wird die Reform der EU-Migrationsregelungen sein. Der 
jüngste Vorschlag der Europäischen Kommission hat nur wenige Länder 
überzeugt; und die Regierungen sind nach wie vor uneins darüber, wie mit 
Geflüchteten sowie Migranten und Migrantinnen idealerweise verfahren 
werden sollte. Portugals Regierung teilte diesbezüglich mit, man werde einen 
„europäischen, umfassenden und integrierten Ansatz anstreben, der eine 
ausgewogene Vision zwischen der Verhinderung irregulärer Einwanderung, 
aber auch der Förderung nachhaltiger Möglichkeiten für legale Migration und 
der Integration von Einwandererinnen und Einwanderern widerspiegelt.“ 

In der Außenpolitik wolle man der künftigen Beziehung zum Vereinigten 
Königreich Priorität einräumen. Ziel sei es, eine „umfassende, gerechte und 
ausgewogene Partnerschaft“ mit London zu erreichen. Wichtig sei dabei aber, 
dass die Interessen der EU respektiert werden. Und auch Afrika soll recht weit 
oben auf der To-Do-Liste stehen. Grund dafür sei die „zentrale Bedeutung“ des 
Nachbarkontinents in verschiedenen Bereichen. 
[Aus EURACTIV von 12/2020] 
 

#### 
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Eine zeitgemäße Buchempfehlung: 

Wolfgang Petritsch: Epochenwechsel. Unser digital-autoritäres Jahrhundert. 

Christian Brandstätter Verlag, Wien 2018; 288 S. 

Es ist kein sonderlich optimistisches Buch, und der Befund des österreichischen 

Diplomaten ist ernüchternd: Die Ära der Aufklärung neige sich dem Ende zu, 

schreibt er. „Indem Wirtschaft und nationale Sicherheit unabhängig vom 

Konsens breiter Mehrheiten in der Gesellschaft werden, öffnen sich neue 

Handlungsspielräume für autoritäre Herrschaftsformen“. Es liege an Europa, 

dem etwas entgegenzusetzen. 

Die Grundpfeiler unserer bisherigen Weltordnung sind ins Wanken geraten: 

Wir erleben Postdemokratie, das Wiedererstarken autoritärer Kräfte, die 

Ablösung des Liberalismus als bestimmende Leitidee der westlichen Welt. 

Bürgerkrieg, Terror, Propaganda und Cyberangriffe ersetzen heute 

zwischenstaatliche Kriege. Der autoritären Versuchung erliegen weltweit 

immer mehr Länder. 

#### 

„Dieses Abkommen wird Geschichte schreiben.“ 

Kommissionspräsidentin v. d. Leyen am 24.12.2020 

Zum Brexit-Handelsabkommen 

Das nun geschlossene Handelsabkommen soll die wirtschaftlichen 
Be-ziehungen zwischen der Insel und dem Kontinent ab Januar 2021 
regeln. Wichtigster Punkt ist, Zölle zu vermeiden und einen möglichst 
reibungslosen Handel zu sichern. Der Vertrag umfasst aber auch den 
Fischfang sowie die Zusammenarbeit in den Bereichen Energie, 
Transport, Justiz, Polizei und viele weitere nicht-wirtschaftliche 
Themen. 

EU-Unterhändler Michel Barnier betonte dabei etwa, dass die 
Sicherheit der Bürger nicht verhandelbar sei. Der Kampf gegen 
Verbre-chen und Terrorismus erfordere eine enge Zusammenarbeit. 
Der Respekt von Grundrechten und persönlicher Daten seien dafür 
die Voraussetzung. Barnier bedauerte, dass die britische Regierung 
keine gemeinsame Außenpolitik und Sicherheitspolitik wünsche in 
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diesen unsicheren Zeiten, zu diesen Fragen gibt es im Abkommen nur 
wenige Aussagen.. 

Der Abschied Großbritanniens hat aber auch gravierende 
Auswirkungen auf andere Lebensbereiche. So benötigen EU-Bürger 
von Oktober 2021 an einen Pass zur Einreise nach Großbritannien. 
Außerdem zieht sich die Regierung in London aus dem EU-Studenten-
austauschprogramm Erasmus zurück. Zusätzliche Roaming-Gebühren 
wird es aber nicht geben, wie die deutschen Mobilfunkanbieter mit-
teilten. 

 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Der Vertreter der Europäischen Kommission in Deutschland 

An unsere Partnerbehörden und –Organisationen 

Berlin, den 6.1.2021 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

In Deutschland läuft aktuell eine nationale Debatte über die EU-
Impfstoffstrategie, die den Schluss nahelegt, dass hier noch Informations-
edarf zur gemeinsamen europäischen Beschaffung geeigneter Impfstoffe in 
der COVID19-Krise besteht. Ich möchte Ihnen daher im Anhang eine Reihe 
von Antworten auf die drängendsten Fragen übermitteln, die in der 
nationalen Diskussion in den letzten Tagen aufgetaucht sind. 

 
• Die ganze Welt ist seit Ausbruch der Pandemie auf der Jagd nach Impfstoffen. 
• Die EU war dabei sehr früh, im Auftrag und in enger Abstimmung mit den 
Mitgliedstaaten. 
• Die Strategie der EU, das Risiko auf mehrere Anbieter zu streuen, ist 
vernünftig und hat 
sich bewährt. 
• Wenn alle EU-Impfstoffe erfolgreich sind, haben wir zwei Milliarden Dosen 
für 450 
Millionen Europäer und unsere engen Nachbarn. 
• Ohne die Hilfe der EU wäre nicht einmal die heutige Produktion in diesem 
Umfang möglich gewesen.  
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Wie kam es zu den EU-Verträgen? 

Die EU hat nur Produktionskapazitäten vorfinanziert (mit den häufig zitierten rund 
2 Mrd. Euro) und damit die Produktion größerer Volumina an Impfstoffen erst 
ermöglicht – zu einem Zeitpunkt Mitte/Herbst 2020, zu dem objektiv noch gar 
nicht absehbar, welcher Impfstoff überhaupt zum Erfolg führen würde und 
welches zuerst. Über den Kauf selber entscheiden die Mitgliedstaaten, sie sind 
auch diejenigen, die die Impfstoffe bezahlen. Deshalb greift das Argument ins 
Leere, die EU-Kommission sei zu sparsam oder geizig gewesen. Nicht die EU 
bezahlt die Impfstoffe – es sind die Mitgliedstaaten, die die vereinbarten Mengen 
abnehmen und bezahlen. 

Warum macht es überhaupt Sinn, Impfstoffe nicht national zu bestellen, sondern 

im europäischen Verbund? 

Weil die Einkaufsmacht gegenüber den Pharmaherstellern größer ist und auch die 

Bedingungen wie Preis, Lieferfristen und Haftungsfragen erfolgreicher verhandelt 

werden können. Europa kann auch nur gemeinsam aus der Krise kommen. 

Deutschlands Stärke ist Europas Binnenmarkt. Wenn nur Deutsche Impfschutz 

haben, hilft das der deutschen Wirtschaft nicht aus dem Tal. Reisen bleibt 

schwierig und wir errichten de facto neue Grenzen und Fronten in Europa. 

Nationaler Egoismus hat bisher nirgendwo auf der Welt geholfen.  

Die EU-Mitglieder wollen verhindern, dass nun über die Frage, wer zuerst geimpft 

ist, die Probleme wieder auftauchen, die wir aus den Anfangstagen der Krise im 

März kennen, als einzelne Mitgliedstaaten kurzzeitig Grenzen schlossen oder gar 

die Lieferung von Schutzmaterialien an EU-Partner verhinderten. Es ist gut, dass es 

gelungen ist, in Europa einen Impfnationalismus zu verhindern. Damit der 

Binnenmarkt funktioniert, muss Europa gemeinsam aus der Krise kommen. Das 

gilt nicht nur für den wirtschaftlichen Wiederaufbau, sondern auch für die Frage 

der Impfungen: Die EU-Bürger sind nur dann sicher vor dem Virus, wenn alle EU-

Bürger sicher vor dem Virus sind. Eine Spaltung der EU in Länder, in denen eine 

Mehrheit der Bürger geimpft ist, und solche, in denen das nicht so ist, ist nicht im 

Sinne Deutschlands und Europas. 

 

Wir fügen hinzu: 

Die aufgetretenen Schwierigkeiten in der Bereitstellung der vereinbarten Imf-

mengen gehen auf Probleme bei den Herstellerfirmen zurück. Sie sind nicht von 

der EU zu verantworten, die ihrerseits auf Einhaltung der Verträge besteht und 

sich gegebenenfalls auch auf Klagen einlassen will! 
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„Wir müssen reden … über die Zukunft der EU!“ 

„Ursula von der Leyen hat bei ihrem Amtsantritt als Präsidentin der 
Europäischen Kommission Großes versprochen. Eine EU-Zukunftskonferenz soll 
Politik, Zivilgesellschaft und Bürger*innen zusammenbringen, um den Integra-
tionsprozess zu überdenken und auszuloten, wie die Europäische Union anders 
aussehen könnte und zu verändern ist.   

Eine solche Konferenz ist überfällig. Sie ist zugleich ein neuer Ansatz – und aus 
europarechtlicher Sicht Neuland. Es ist ein Mechanismus, der alle Akteure 
ermutigen und befähigen soll, ihrerseits in die Gesellschaft hinein 
Vorstellungen für eine künftige EU zu unterbreiten. … 

Natürlich, die Struktur von CoFoE [Conference on the Future of Europe] ist 
nicht leicht zu fassen. Die Konferenz, so der Vorschlag des Europäischen 
Parlaments, soll als permanenter Raum zweigeteilt stattfinden, und zwar in 
Bürgeragora und sogenannter Plenarkonferenz., die im ständigen Diskurs 
miteinander stehen. Als Gegenstück zu den Agoras werden wir in der 
Plenarkonferenz die repräsentative Demokratie widergespiegelt sehen, d. h. 
durch Abgeordnete aus dem Europäischen Parlament, aus den nationalen 
Parlamenten, aber auch durch Regierungsvertreter*innen aus allen 
Mitgliedstaaten für den Rat, die zuständigen Kommissar*innen sowie durch 
Vertreter*innen des Ausschusses der Regionen, des Europäischen Wirtschafts- 
und Sozialausschusses und der sozialen Partner. … 

Dabei ist klar: Der Vertrag von Lissabon, der vor etwas mehr als zehn Jahren in 
Kraft getreten ist, wird en Anforderungen unserer Zeit … nicht gerecht. Der 
Schritt hin zur politischen und sozialen Union, ob nun Republik oder 
veränderter Staatenverbund, muss gemeinsam mit allen Europäer*innen 
diskutiert werden. Die gestiegene Wahlbeteiligung bei den Europawahlen 2019 
hat gezeigt, dass sich die Bürger*innen mit Europa beschäftigen, wenn ihnen 
die Möglichkeit dazu geboten wird. 

Es ist an der Zeit, die Tabus zu brechen, die im letzten Jahrzehnt die soziale 
Ungleichheit verstärkt und viele Menschen an der EU haben zweifeln lassen – 
und die somit die weitere europäische Integration blockiert haben. … 

Lassen Sie uns reden … über die Zukunft der EU! Fangen wir einfach an!“ 

 

(Helmut Scholz, Abgeordneter des EP (DIE Linke), u. a. Mitglied im Ausschuss für 
konstitutionelle Fragen. – In: Info: Europa – EU-Zukunftskonferenz. - Hrsg. Von der 
Fraktion THE LEFT im Europäischen Parlament - November 2020)  
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Werteverständnis in Ungarn? 
Jede Gesellschaft, jeder Staat beruht auf bestimmten Wertvorstellungen, die in 
gewisser Weise der „Kitt“ sind, der die Gemeinschaft zusammenhält. In jedem 
Staat, in jeder Familie spielen Werte in der Erziehung der Jugend eine wichtige 
Rolle. Dabei gibt es übergreifende Werte, die die Menschen miteinander 
verbinden, z. B. Prinzipien, die wir als „europäische Werte“ verstehen. Hinzu 
kommen individuelle Werte, z. B. „religiöse Werte“, die den allgemeineren 
Wertvorstellungen nachgeordnet sind, aber durch das jeweils gültige 
demokratische Recht geschützt sind. 

In Ungarn werden diese Positionen, die sich zumindest seit der Zeit der 
Aufklärung vor 300 Jahren zunehmend durchgesetzt haben und heute eine 
demokratische Selbstverständlichkeit sind, gegenwärtig immer stärker in den 
Hintergrund gedrängt. Am 15. 12. 2020 hat das ungarische Parlament 
Veränderungen in der Landesverfassung beschlossen, die in bedeutendem 
Maße auf das Werteverständnis einwirken. Danach ist u. a. festgelegt, dass 
„Ungarn das Recht der Kinder auf Selbstidentität gemäß ihrem Geschlecht bei 
der Geburt schützt sowie eine Erziehung in Übereinstimmung mit den auf der 
verfassungs-mäßigen Identität Ungarns und der christlichen Kultur basierenden 
Werten gewährleistet“. 

An dieser Stelle kann auf die daraus erwachsenen Probleme nicht umfassend 
eingegangen werden. Aber es muss betont werden, dass damit in der 
Gesellschaft aus religiösen Gründen Einseitigkeiten geschaffen werden, die 
dem Recht der freien Religionsausübung, dem Recht auf eine atheistische 
Weltanschauung und einer entsprechen-den Erziehung in der Familie, in der 
Schule und im Staat insgesamt entgegenstehen. 

Die ungarische Regierung hat dieses einseitige Erziehungsziel bereits seit dem 
vorigen Jahr in konkret verankert.  So ist z. B. ein Programm beschlossen 
worden, wonach bis 2022 kostenlose Jugend-Sommercamps für rund 10 000 
Jugendliche veranstaltet werden, deren Ziel es ist, „gesunde, christliche, 
nationale Werte“ zu vertiefen und „die Seele der jungen Menschen zu 
erreichen“. 

Die EU hat vor kurzem eine „Strategie der Gleichstellung“ vorgelegt, aber 
inwieweit eine freiwillige Strategie der EU Wirksamkeit erreicht, bleibt offen. 
Um Hassreden allein handelt es sich bei dieser Verfassungsänderung in Ungarn 
nicht mehr. Es ist eine Diskriminierung per Gesetz, da es demnach auch künftig 
nicht mehr möglich sein wird gegen Diskriminierungen zu klagen. Tatsächlich 
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wäre dann für viele der einzige Ausweg eine Klage vor dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte.  

Wir sind nicht gegen eine christliche Erziehung in den Familien, die 
das wünschen. Wir sind nicht gegen Positionen des Nationalstolzes. 
Aber wir sollten uns im Interesse der gleichen Rechte für alle 
Bürgerinnen und Bürger und zur Vermeidung nationaler 
Einseitigkeiten für Werte einsetzen, durch die allgemeine 
Menschenrechte und übergreifende solidarische Wertvorstellungen 
in der Gesellschaft gefördert werden. 

(Joachim Gasiecki) 
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Pandemie aktuell 

 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie Mitte Februar 2021: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 108 532 000, europaweit 32 230 000, Bundesrepublik 2 337 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 2 396 000, europaweit 770 000, Bundesrepublik 65 500 
 

a) Aus einem Interview der Zeitschrift5 „Cicero – online“ mit dem 
Weltärztepräsident F. U. Montgomery vom 22. 12. 2020: 

„Werden Sie sich impfen lassen, wen Sie an der Reihe sind? 

Ja, wenn ich an der Reihe bin. Aber ich würde das auch morgen 
machen, wenn es mir jemand anböte. Ich habe keinerlei Angst vor 
dieser Impfung. Vor allem, wenn sie die reguläre Zulassung der 
Europäischen Impfbehörde hat, was ja jetzt der Fall ist. …… 
Von wann an rechnen sie wieder mit einem einigermaßen normalen 
Leben für uns alle? 
Ich kann Ihnen kein Enddatum sagen. Aber es wird noch lange, lange 
dauern. … Nach der Pandemie ist vor der Pandemie. Deshalb glaube 
ich, unser ganzes normales Leben so wie früher, in dem ich in einem 
Jahr dreimal um die Welt gedüst bin, das wird so gar nicht mehr 
wiederkommen.“ 
 

b) Plakat in der Silvesternacht irgendwo in Deutschland bei einer 
Demonstration gegen die Corona-Schutzmaßnahmen: 

„Wir sind hier, wir sind laut, 
weil man uns die Freiheit raubt“! 

 

Fazit: 

Die Normalität hängt entscheidend vom Verhalten der Menschen ab! 
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„Jesus und seine Oma“ 

 

„Womit wir beim Titel einer Kolumne bei Spiegel online wären, von 

dem ich zuerst dachte, er sei ironisch gemeint: ‚Jesus hätte Oma nicht 

besucht‘. Unklar bleibt zwar, ob der Autor die ‚Oma‘ im allgemeinen 

Sinne einer familiären Institution meinte, oder ob es um Jesus 

Christus eigene Großmutter geht, der er an Weihnachten (also quasi 

an seinem Geburtstag) wegen Infektionsgefahr den Besuch erspart. 

In dem Fall käme allerdings nur die Oma mütterlicherseits infrage, 

aber womög-lich sollte man hier nicht zu tief in die Details gehen. Auf 

jeden Fall hätte dem Spiegel-Kolumnisten zufolge Jesus seiner 

beziehungsweise einer Großmutter ‚sogar telefonisch beigebracht, 

Skype, Facetime, WhatsApp-Video, Hangouts oder eines der vielen 

anderen ent-sprechenden Werkzeuge zu benutzen‘. Der Mann aus 

Nazareth als Technik-Nerd: Darauf muss man auch erstmal kommen. 

Ich hoffe inständig, dass die Pandemie bald vorbei ist, sonst verlieren 

am Ende wirklich alle noch den Verstand.“ 

 

(Aus der Kolumne von Alexander Marguier, Zeitschrift „Cicero“. –  
Cicero-online, 14. 12. 2020, unter Bezug auf die Kolumne des 
Hamburger Psychologen Christian Stöcker auf „Spiegel online“ vom 
12. 12. 2020) 

#### 

 

„Eine EU ohne Veto“ 
Von Elmar Brok, Ehrenpräsident der EUD 

Die Europäische Union hat im Vertrag von Lissabon eine 
Kompetenzordnung ähnlich der des Grundgesetzes erhalten. 
Die Mitgliedstaaten haben das in nationalen Parlamenten oder 
in Referenden einstimmig ratifiziert, weil in dieser globalen 
Ordnung der europäische Nationalstaat nicht mehr allein 
bestehen kann. Er gibt dadurch keine Souveränität auf, sondern 
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gewinnt sie durch das „Polen“ der Kräfte für seine Bürger 
zurück. Deshalb müssen der EU auch das Handwerkszeug, die 
Verfahren gegeben werden, um im Rahmen ihrer Kompetenzen 
den Herausforderungen begegnen zu können. Sonst verliert sie 
auch die Zustimmung der Bürger, wie wir zunehmend sehen. Es 
zeigt sich abermals, dass das Veto-Prinzip aus der Zeit der 
Union mit sechs Mitgliedern, das schon damals zu Krisen 
führte, in der heutigen EU zur Handlungsunfähigkeit führen 
kann. Das Veto wird gerade bei Finanzfragen für teure 
Erpressungsversuche genutzt und mit unterschiedlichen 
Themen sachfremd gekoppelt. Wer ein Vetorecht besitzt, spürt 
auch keinen Druck, einen Konsens zu erreichen, weil er sonst 
überstimmt werden könnte. 

Die EU funktioniert überall da, wo mit Mehrheit im Rat 
entschieden werden kann, etwa beim Binnenmarkt. Natürlich 
muss in einer Gemeinschaft wie der EU das Mehrheitsprinzip in 
schonen-der Weise nach ausreichender Konsenssuche 
angewandt werden. Dafür gibt es sogar Mechanismen. Da für 
eine normale Mehrheitsentscheidung im Ministerrat 55 Prozent 
der Länder, die 65 Prozent der Bevölkerung repräsentieren, 
notwendig sind, gibt es genug Sicherheit sowohl für die kleinen 
als auch für die großen Länder. Leider verzichtet 
vertragswidrigerweise zu oft der Ministerrat darauf, die 
Mehrheitsentscheidung auch zu nutzen. … Die geplante 
Konferenz „Future of Europe“ sollte dieses Thema dennoch 
vorrangig behandeln und dabei auch den Zusammen-hang von 
Vertiefung und Erweiterung der EU wiederaufgreifen.“ 

(Aus einem Beitrag in der FAZ.NET vom 17. 12. 2020. – Elmar Brok ist 
Berater der Münchner Sicherheitskonferenz; er war Vertreter des EP in 
allen EU-Regierungskonferenzen seit Maastricht.) 

#### 

Eine Erinnerung 

In einer Zeit, in der sich Falschmeldungen und gezielte Aktionen gegen die 
demokratische Ordnung in Europa verstärken, bedarf es der Entwicklung der 
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politischen Bildung. Das gilt nicht nur für die politische Bildung in der Bundes-
republik, sondern das ist eine europaweite Aufgabe. Daher ist es angebracht, 

an einen schon fast 14 Jahre zurückliegenden Beschluss der Europa-Union 
Deutschland zu erinnern, der bisher auf der europäischen Ebene noch nicht 

verwirklicht ist. 

Beschluss des Bundeskongresses vom 21.05.2017 

Die Europa-Union Deutschland wirkt daran mit, dass die Bürger*innen Europas 
die Rechte und Pflichten ihrer verbrieften Unionsbürgerschaft kennen. Ein 
wichtiges Mittel ist die frühe und regelmäßige Begegnung mit europäischen 
Themen und das Interesse an europäischem Denken: Die Europa-Union 
Deutschland fordert die Einrichtung einer „Europäischen Zentrale für politische 
Bildung“, da wir die Stärkung der europapolitischen Bildung europaweit 
voranbringen wollen. Grundlage ihrer Arbeit soll es sein, die Urteilskraft zu 
stärken, unterschiedliche Standpunkte aufzuzeigen und alternative Optionen zu 
erläutern. Eine solche Einrichtung fördert europaweit Projekte der europa-
politischen Bildungsarbeit und hält in allen Amtssprachen Informationen, 
Lehrmaterialien und Online-Angebote zu europäischen Themen und 
Institutionen bereit. Eine „Europäische Zentrale für politische Bildung“, die 
unabhängig und wissenschaftsorientiert arbeitet, legt einen wichtigen 
Grundstein, um europaweit Zusammenhänge im politischen Geschehen zu 
erkennen, Toleranz und Kritikfähigkeit zu vermitteln und zu stärken. Eine 
Stärkung von demokratischer Partizipation und politischer Beteiligung auf 
europäischer Ebene kann nur mit einer Verstärkung guter politischer Bildung 
gelingen. 

#### 

Auch so kann man die europäische Situation 

verfälschen: 

„Deutschlands Schaden und Merkels Schuld“ 

VON WOLFGANG BOK am 30. Dezember 2020 in CICERO - Online 

Aus und vorbei! Zum Jahreswechsel verliert die EU mit Großbritannien ein 
wichtiges Mitglied. Derweil drängen neue Hilfsempfänger vom Balkan in die 
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Union. Den Schaden hat vor allem Deutschland. Die Hauptschuld an diesem 
Exodus trägt Kanzlerin Merkel. Die Folgen der Kräfteverschiebung sind 
weitreichend. 
 
Es ist in der Tat von „historischer Bedeutung“, dass mit Großbritannien nicht 
nur erstmals ein Land die Europäische Union verlässt, sondern ausgerechnet 
eine große Wirtschaftsmacht die Scheidung vollzieht. Doch anders als von 
Angela Merkel in ihrer zähen Gleichmut gedeutet, verspricht das „neue Kapitel 
der Beziehungen“ vor allem für Deutschland reichlich dunkle Seiten. Das 
beginnt bei den zusätzlichen finanziellen Belastungen, die dem heute schon mit 
fast 15 Milliarden Euro größten Nettozahler aufgebürdet werden, weil nun die 
knapp sechs Milliarden fehlen, welche die Briten bislang mehr in die EU-Töpfe 
entrichtet als daraus bezogen haben. 
 
Gewichtiger sind jedoch die langfristigen Folgen: Auf die Briten können fortan 
keine Lasten mehr abgewälzt werden, die sich durch die Entwicklung zur Fiskal- 
und Schuldenunion auftürmen. Allein die Hilfs-pakete, mit denen die Folgen 
der Corona-Krise abgefedert werden sollen, summieren sich mittlerweile auf 
2400 Milliarden Euro. Die Pandemie wird zugleich genutzt, um die letzten 
Hürden zur eigenständigen Kreditaufnahme und Steuererhebung zu nutzen. 
Schleichend berauben sich die deutschen Parlamente damit ihres Königsrechts, 
nämlich zu entscheiden, wofür wie viel Geld ausgegeben wird.“ 

„Cicero“ erweist sich nicht zum ersten Mal als Meister in der bewussten 
Fehlinterpretation und falscher Schuldzuweisung bei der europäischen Politik!   

#### 

Meine Meinung 

1.  Ist Manuela Schwesig gegen den Rechtsstaat? 

Die Ministerpräsidentin unseres Bundeslandes Mecklenburg-Vorpommern hat 
in ihrer Neujahrsansprache u. a. zur Pandemie und den notwendigen Schutz-
maßnahmen folgende Sätze gesagt: „Die zweite Welle zeigt, dass es manchmal 
besser ist, Einschränkungen hinzunehmen. Was hatten diejenigen davon, die im 
Oktober die Testpflicht für Reisen aus Risikogebieten weggeklagt hatten? Jetzt 
sind Hotels ganz geschlossen.“ 

Auf der Seite „Nordkurier am Wochenende“ vom 2./3. 01. 2021 nimmt dazu 
der Stellv. Chefredakteur Gabriel Kords Stellung und schreibt, die 
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Ministerpräsidentin dürfe sich ja gern selbst dafür loben, dass MV gut über die 
bisherigen Coronazeiten gekommen sei, setzt dann jedoch ein „Aber“ dazu: 
„Dass Schwesig dieses Eigenlob nutzt, um gegen jene zu sticheln, die eine der 
Corona-Maßnahmen ‚weggeklagt‘ hatten, überspannt den Bogen deutlich. … 
Wer sich dagegen vor Gericht wehrt [gegen einzelne Schutzmaßnahmen] und 
gewinnt, … verdient es eigentlich eher, dass die Ministerpräsidentin 
anschließend um Entschuldigung bittet, als dass er sich dafür von ihr 
verunglimpfen lassen müsste. Doch leider hat Schwesig auch schon vor der 
Corona-Krise … gezeigt, dass die Unabhängigkeit der Justiz und mithin der 
Rechtsstaat insgesamt bei ihr nicht gerade die allerhöchste Priorität genießen.“ 

Ich halte es nicht nur für unangemessen, sondern geradezu für 
verantwortungs-los, auf eine derartige Weise der Ministerpräsidentin unseres 
Landes vorzu-werfen und zu unterstellen, dass sie sich gegen den Rechtsstaat 
und gegen die Unabhängigkeit der Justiz wendet. Hier liegt wohl ein 
offensichtliches Missverständnis von Herrn Cordes vor. Bei völliger Achtung der 
Unabhängigkeit der Justiz im Rahmen der Gewaltenteilung im demokratischen 
Staat (gesetzgebende, vollziehende und rechtsprechende Gewalt) steht es 
jedem Bürger frei – auch einer Ministerpräsidentin –, Gerichtsentscheidungen 
kritisch zu sehen. Schon vor 15 Jahren hat der Jurist und Publizist Heribert 
Prantl hervorgehoben: „Unabhängigkeit macht aus dem Richter keine Heilige 
Kuh.“ Und er hat daraus abgeleitet, dass Unabhängigkeit nicht „Freiheit von 
Kritik“ bedeutet. 

Ministerpräsidentin Schwesig hat gegen niemand „gestichelt“, sie hat 
niemanden „verunglimpft“, sie hat die Unabhängigkeit der Justiz nicht in Frage 
gestellt oder gar den Rechtsstaat angezweifelt! Sie hat ihr eigenes Recht auf 
Meinungsfreiheit wahrgenommen! Sie muss sich dafür bei niemanden ent-
schuldigen. 

2. Zur Diskussion um die Pipeline 

Die Diskussion über Nord Stream 2 ist erneut in den letzten Wochen eskaliert. 
Die USA, die Umweltverbände in Deutschland und besonders die Partei der 
Grünen verstehen sich als die allwissenden Klimasachverständigen und fordern 
neben Sanktionen gegen Russland den Abbruch des Vorhabens. Auch das EU-
Parlament hat sich dieser Haltung angeschlossen. Damit ist in einem bisher 
wohl kaum bekannten Maß die Politisierung eines Wirtschaftsprojekts erfolgt.  

Machen wir doch einfach mal ein kleines Gedankenexperiment: Stellen wir uns 
vor, Deutschland und andere Länder Europas und der Welt würden verlangen, 
ein von den USA betriebenes ökonomisch riesiges Projekt im Umfang von über 
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neun Milliarden Euro einfach auf den Grund eines Weltmeeres zu versenken, 
um es dort verkommen zu lassen! Der Aufschrei gegen eine solche Forderung 
wäre riesig! Aber bei Nord Stream 2 soll das einfach so gehen? 

Es kann doch nicht unsere Absicht sein, die sowieso schwieriger gewordenen 
Beziehungen zu Russland noch komplizierter zu machen. Wir sollten vielmehr 
stärker nach Möglichkeiten einer besseren politischen und wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit mit Russland suchen. Natürlich – da gibt es gar keine Frage – 
sind die Forderungen nach Einhaltung der in der Weltgemeinschaft üblichen 
rechtlichen und moralischen Grundsätze durch Russland eine Voraussetzung 
für gute perspektivische Beziehungen.  

Die Politisierung von Nord Stream 2 erfolgt gegenwärtig besonders durch die 
hergestellte Beziehung zum Fall Nawalny. Aber sollte man dabei nicht auch 
vorsichtiger sein? Der Rechtsanwalt Nawalny, undurchsichtiger international 
tätiger Geschäftemacher, extremer russischer Nationalist mit politisch rechtem 
Hintergrund hat durch seine „Unterhosenaffäre“ und sein „Geheimdienst-
Telefonat“ an Glaubwürdigkeit verloren! Inwieweit ist sein Auftreten als „natio-
nalistischer Demokrat“ taktisch bestimmt? 

Alles in allem: Der Bundesregierung und unserer Landesregierung ist Aner-
kennung dafür zu zollen, dass sie an Nord Stream 2 festhalten und die schon 
vor langer Zeit erteilten rechtlichen Ermächtigungen für den Bau nicht zurück-
nehmen. Das ist durchaus ein Beitrag zur Verbesserung der deutsch-russischen 
Beziehungen, damit auch ein Beispiel zur Friedenssicherung für Europa und die 
Weltgemeinschaft. Auch die EU sollte als europäische Völkergemeinschaft 
diesen Gedanken stärker unterstützen. 

Joachim Gasiecki 
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